
Beschluss  

 

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung der Arbeitsunfähigkeits-
Richtlinie: Bescheinigung der 
Arbeitsunfähigkeit/nahtloser Nachweis zur 
Gewährung von Krankengeld 

Vom 17. Dezember 2015 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 17. Dezember 2015 
beschlossen, die Richtlinie über die Beurteilung der Arbeitsunfähigkeit und die Maßnahmen 
zur stufenweisen Wiedereingliederung (Arbeitsunfähigkeits-Richtlinie) in der Fassung vom 
14. November 2013 (BAnz AT 27.01.2014 B4) wie folgt zu ändern: 

I. § 5 wird wie folgt geändert: 

1. In der Überschrift werden die Wörter „und Entgeltfortzahlung“ gestrichen. 

2. Absatz 1 Satz 4 wird zu Absatz 6. 

3. Die Absätze 1 und 2 werden wie folgt gefasst: 

„(1) 1Die Attestierung der Arbeitsunfähigkeit erfolgt auf dem dafür vorgesehenen 
Vordruck (Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung). 2Die Attestierung einer 
Arbeitsunfähigkeit (Erst- und Folgebescheinigung) darf nur von Vertragsärztinnen und 
Vertragsärzten oder deren persönlicher Vertretung vorgenommen werden sowie in 
den Fällen des § 4a auch von Krankenhausärztinnen und Krankenhausärzten oder 
Ärztinnen und Ärzten in Einrichtungen der medizinischen Rehabilitation. 3Auf der 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung sind alle die Diagnosen anzugeben, die aktuell 
vorliegen und die attestierte Dauer der Arbeitsunfähigkeit begründen (§ 295 SGB V). 
4Symptome (z. B. Fieber, Übelkeit) sind nach spätestens sieben Tagen durch eine 
Diagnose oder Verdachtsdiagnose auszutauschen. 5Die Arbeitsunfähigkeits-
bescheinigung muss erkennen lassen, ob es sich um eine Erst- oder 
Folgebescheinigung handelt. 6Eine Erstbescheinigung ist auszustellen, wenn die 
Arbeitsunfähigkeit erstmalig festgestellt wird. 

(2) 1Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Erstbescheinigung angegeben, ist 
nach Prüfung der aktuellen Verhältnisse eine Folgebescheinigung auszustellen. 
2Folgen zwei getrennte Arbeitsunfähigkeitszeiten mit unterschiedlichen Diagnosen 
unmittelbar aufeinander, dann ist für die zweite Arbeitsunfähigkeit eine 
Erstbescheinigung auszustellen. 3Hat nach dem Ende einer Arbeitsunfähigkeit 
Arbeitsfähigkeit bestanden, wenn auch nur kurzfristig, ist eine Erstbescheinigung 
auszustellen. 4Dies gilt auch dann, wenn eine neue Arbeitsunfähigkeit am Tag nach 
dem Ende der vorherigen Arbeitsunfähigkeit beginnt.“ 

4.  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a. In Satz 2 wird das Wort „zwei“ ersetzt durch das Wort „drei“. 
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b. Die Sätze 3 und 4 des § 6 Absatz 3 werden angefügt. 

c. Im neuen Satz 3 wird das Wort „Behandlungstermin“ ersetzt durch die Wörter 
„vereinbarten Folgetermin“.  

d. Nach dem neuen Satz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„5Die Voraussetzung für das Fortbestehen einer lückenlosen Arbeitsunfähigkeit für 
die Beurteilung eines Anspruchs auf Krankengeld ist, dass die ärztliche 
Feststellung der weiteren Arbeitsunfähigkeit wegen derselben Krankheit 
spätestens am nächsten Werktag nach dem zuletzt bescheinigten Ende der 
Arbeitsunfähigkeit erfolgt; Samstage gelten insoweit nicht als Werktage.“ 

5. Absatz 6 wird zu Absatz 5 Satz 2. 

6. Der neue Absatz 5 wird zu Absatz 7.  

7. Im neuen Absatz 7 wird der Klammerzusatz „(Verweis auf § 7 Absatz 4 der 
Richtlinie)“ ersetzt durch den Klammerzusatz „(Verweis auf § 6 Absatz 4 der 
Richtlinie)“. 

8. Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt: 

„(4) 1Die voraussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit soll nicht für einen mehr als 
zwei Wochen im Voraus liegenden Zeitraum bescheinigt werden. 2Ist es auf Grund 
der Erkrankung oder eines besonderen Krankheitsverlaufs sachgerecht, kann die 
Arbeitsunfähigkeit bis zur voraussichtlichen Dauer von einem Monat bescheinigt 
werden. 3Kann zum Zeitpunkt der Bescheinigung der Arbeitsunfähigkeit bereits 
eingeschätzt werden, dass die Arbeitsunfähigkeit mit Ablauf des bescheinigten 
Zeitraums enden wird oder tatsächlich geendet hat, ist die 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung als Endbescheinigung zu kennzeichnen.“ 

9. Der bisherige Absatz 4 wird zu Absatz 5. 

10. Die §§ 7 und 8 werden zu den §§ 6 und 7. 

II. Die Änderungen der Richtlinie treten am Tag nach der Veröffentlichung im 
Bundesanzeiger in Kraft. 

 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des 
Gemeinsamen Bundesausschusses unter www.g-ba.de veröffentlicht. 

 

Berlin, den 17. Dezember 2015 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Prof. Hecken 
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